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Beklagten und Revisionsklägers
zu 1)?
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Beigeladenen und_Revisionsklägers zu 2)?
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Klägerin und Revieionebeklagte,

hat der 30 Senat des Bundeesozielgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 40 Dezember 1958

für Recht erkannt;

Die Revisionen des beklagten Versicherungsamts der
Stadt Recklinghausen und des beigeladenen Arbeits—

und Sozialministers des Landes Nordrhein—Westfalen

gegen das Urteil des Lanäeeeozialgerichts Nordrhein—
Üestfalen vom 50 lexember 1957 werden zurückgewie—
serie

Die Beteiligten haben einander Kosten des Revisionej

verfehrens nicht zu erstatteno

Von Rechts Wegeno
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Die klegende Ortekrenkcnkesse hatte ihren Angestellten in den

Jahren 1948 bis 1953 Weihnachtszuwendungen gewährt0 Auch dieje—

nigen Angestellten? für deren Dienstverhältnis die Dienstordnung

der Klägerin — nach dem Kuster der Erlasse des Reichsarbeitsmi—

nietere vom 270 September 1940 (Al-T° 1940 30 II 348) und vom 20

April 1942 (AH° so II 244) —galt (Dot- Angestellte), hatten -
ebenso wie die unmittelbaren und mittelbaren Landesbeemten in

Nordrhein—Jestfelen — diese Weihnachtszuwendungen erhalteno

Im Jahre 1954 waren Weihnachtezuuendungen für die Beamten des
Landes Nordrhein—”estfalen nicht vorgesehen„ Deshalb wies der

Arbeits— und Sozielmihister des Landes Nordrhein—”estfalen in
einem Erleß vom 22° November 1954 die landeeunmittelbarcn Sozial—

versicherungstr’elger9 deren Verbände‚ die Aufsichtsbehörden der

Krankenkassen und das Obertersicherungsamt Nordrhein—”estfalen

Vauf fol@endee hin: Die der Lendeseafeieht unteretehenden Körper-

schaften des öffentlichen Rechts müßten nach 5 23 des Landesbe—

soldungegesetzes (LBesG) vom 9° Juni 1954 (GVNWOSo 162) auch

die "übrigen Geldbezüge" ihrer Beamten und damit die Weihnachts-
zuwendungen nach den für Landesbeamte geltenden Vorschriften re—

gelno Für die DOO—Angestellten.ergebe sich die gleiche Rechts—

lage aus 5 3 der Kuster—Dienstordnung„ Falls die Selbstverwal—

tungeorgane der Sozialvereicherungeträger dies nicht beachteten,

könnten sie zur Verantwortung gezogen werden° Der Erlaß gelte

für die Versicherungsämter und für das Obervereicherungsemt als

Weisung im Sinne des © 30 RVO„

Diesen Erlaß schickte des bekle;te Vereicherunésant mit Verfü»

gung vom 260 November 1954 zur £cechtung an die Klägerin; mit

einer auch an die Klägerin gerichteten Verfügung vom 3„ Dezember

1954 wies es erneut auf den Erlaß hin° Nachdem der Vorstand der

Klägerin in der Sitzung vom 170 Dezember 1954 beschlossen hatte9

allen Lohnempfängern und Angestellten einschließlich der DOC—

Angestellten Weihnachtsgratifiketionen zu zahlen? beanetandete

der Vorsitzende den Beschluß durch mündliche Beschwerde beim be-

klagten Versicherungeemto Darauf stellte das beklagte Versiche—
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_ 3 i
rungsamt mit Verfügung vom 180 Dezember 1954 gegenüber der Klä—

gerin fest: Der Voretandsbeschluß vom 170 Dezember 1954 sei nach

dem Ministeriolerlaß vom 220 November 1954 zu Recht beanstandet

werden? weil er unzulässig sei; die Klägerin werde verpflichtet9

den Beschluß nicht auszuführeno

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin beim Sozialgericht (SGO)

Münster Anfechtungeklage erhobenü Eee 53„ hat den Arbeits— und

Sozialminister des Landes Nordrhein—”eetfalen nach 5 75 Absol und

2 in Verbindung mit € 106 Aber 5 Hr„ 6 SGG beigeladen° Durch Ur—

teil vom 50 November 1956 hat das SG„ die Klage abgewiesen° Auf

die Berufung der Klägerin hat das Landeseozielgericht (L3Go) Nord—

rhein—Westfalen das Urteil des SG. und die angefochtene Aufsichts—

anordnung aufgehoben; die Revision wurde zugelassen;

Gegen dieses Urteil hat das beklagte Vere'cherungsamt telegraphisch

Revision eingelegt mit den Antrag?

.!

.ae enge”ochtene Urteil aufzuhebeno

Auch der beigelndene Arbeits— und Sozielminieter des Landes Nord—

rhein—“cstfalen hat Revision eingelegt mit dem Antrag?
\

unter Abänderung des angeiochtenen

Urteils die Berufung der Klägerin zurück—
zuweisen?

Beide Revisionen sind wie folgt begründet;

Der beigeladene Arbeits— und Sozialminister sei nur nach 5 75
Absol SGG beigeledeny obwohl ein Fall der notwendigen Beiladung

vorgelegcn habe 'Die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der

angefochtenen Aufeichtsenordnung des Rereicgerungeemts greife

eunmittelbar in die Rechteephäre ‚ Ecigeladenen ein? da das Ver—C
)

sicherungeamt nach @ 30 Abe„ 2 Satz 1 EVO gehalten gewesen sei?

die zur Frage der Weihnachtezuwendungen ergengene Weisung des Bei-

geladenen durchzuführen„

In sachlich—rechtlicher Beziehung habe das L5G„ zu Unrecht die
Klägerin für berechtigt gehalten, auf Grund der Verordnung über

die Gewährung von Jeihnachtszutendungen im öffentlichen Dienst

und an Soldaten der Xehrmacht vom 160 Dezember 1959 (BGBl° I Se
2425) — VO 1959 — Äeihnachtszunendungen en Dog-Angestellte zu ge—
währeng Die VO 1939 sei bevölkerungspolitische Maßnahme im Sinne

des nationaleozielistiechen Regimes und Lohnstopregelung gevesen
und deshalb nach 1945 außer Kraft getreten, abgesehen davon, daß
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sie für den Bereich des Anßestelltenreohts durch die tarifliche

Entwicklung und für den Bereich des Beamtenrechts durch die Ge—

setzgebung im Bunde und im Lande Nordrhein—■estfelen gegenstands—

los geworden sein Selbst wenn man aber die VO 1939 noch als gül—

tig ansehe, so könne sie nicht als Grundlage für Weihnachtszuwen—

dungen an DO—Ansestelltc angesehen werden; denn an PGO-Angestell—

te könnten solche Zunendungen nur &unn gewährt werden, wenn sie

in der Dienstordnung vorgesehen seien° Auch durch vorbehaltloée

Gewährung von Äeihnechtszuwendungen_in früheren Jahren könne9

wie sich aus 5 357 Abs» 5 RVG ergebe, ein Anspruch auf Weihnachts—

zuwendungen entgegen der Dienatordnung nicht begründet werden°

Die Klägerin hat beantragt?

die Revisionen des Beklagten und des
Beigeledenen zurückzuweiseno

Sie ist der Auffassung, daß die Beiladung des Arbeits— und So—

zialministers für des Land Norärhein—#eetfelen nicht als not—

wendige Beiladung (@ 75 Abso 2 SGG) zu beurteilen sei, da die
Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Auf—

sichtsanordnung zwar im Zusammenhang mit der vom beigeladenen

Minister an die Versicherungsämter erteilten allgemeinen Weisung

ständeg in diese Eechtsbeziehung zwischen Minister und Versiche—
rungsamt aber durch üie Entscheidung über die Aufsichtsanordnung

nicht eingegriffen werdeo Die Klägerin hält deren fest9 daß die

angefochtene Aufsichtsenoränung rechtswidrig sein Es sei nicht
notwendig? daß die Diensterdn‘ng die 3ienstbezüge der DOC—Ange—
stellten erschöpfend regele; des gelte nur für laufende Dienst—

bezügen Einmalige Zuwendungen wie Weihnechtsgretifikationen$ die

in dem von der Vertreterversemmlung beschlossenen Vorenschleg der
Kasse bereitvestollt seien, könnten vom Vorstand der Kasse auch
ohne Grundlage in der Dienstcrdnung bewilligt werden° Im übrigen

habe sie — die Klägerin —‚ um auch der Auifassung des LSGO Rech—

nung zu tragen? inzwischen eine entsprechende Änderung der Eienst—

ordnung mit Wirkung vom lo Januar 1954 beschlossen und die Ge—

nehmigung des OVAO beentregt° '
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10 Beide Revieionen sind zulässige

Die Revision des beklagten Versicherungsamts ist telegraphisbh

eingelegt werden„ Auch diese Form genügt dem Erfordernis der

”schriftlichen" Li„l„ ungg(é l64 Abs„l Satz 1 SGG) vie allge-

mein in der Rechtsprechung des Eundessozielgerichts (BSGO) an—

erkannt ist (vglo BSGO L ;
Senat? in ESGo 5 So 3 13; mit einge—

henden Nach‘eisen; derss Senat schon BSG„l Sc 243 172427} eben—

so BSG° All„ Senat] in 55G0 7 So 16 ifll7);

1,—

Auch die Revision des b015eledenen Arbeits— und Sozialministers

"Arbeite mini-des Landes Nordrhein—Westfelen (im ioL enden mit

ster" bezeichnet) ist zulässig? Hierbei kann dehingestellt

bleiben9 ob die Beiladung des ■rbeitsminieters notwendig war

(@ 75 Abso2 3CG)„ Selbst wenn er nur als "einfach Beigeladener"

im Sinne des 5 75 Absol Satz 1 SGG am Verfahren beteiligt wä—

re? müßte seine Revision als zulässig angesehen werdeno Zu der

Frage? ob der einfach leifeledene zur binlegung von Rechtsmit—

teln berechtigt ist? haben bisher der 42 und lO„ Senat des

BSGo Stellung genom;en« Der 4° Sernet (BBG° Bd„ 3 So 142 LI55 fii7

bejaht diese Frage — "jedenfalls" - denn9 "Wenn die Entschei—

dung ein eigenes Recht des Beigeladcnen betrifft oder mitbe—

trifft”o Der lO„ Senat (BSG„ 2 30 289) M lt die Bundesrepublik

Deutschland‚ die am Berufungsverfehren auf Grund des 5 75 Abs„l

Satz 2 SGG als Beigele c10ne beteiligt ist‚ für berechtigt9 ge—

gen das Urteil des LÖGC selbständig nevision einzulegen° In Fort-

führung dieser Rechtsprechung ist auch der einfach Beigeladene

(@ 75 Abs 01 datz l BGS) für befugt zu erachten, selbständig
Reohtsmitte l einzuLe gen‚ allerdings unter Beachtung der ein—

SGGo Das SGG

räumt dem Beigel adenen die Sellun;c ines Beteiligten ein (5 69
SGG)„ Mit Recht zieht van Busen (Konn° z° VGTWGGAnmo4 zu 5 60)
für das Verfahren vor den allgemeinen Verweltungsgeriehten sehon

F
J

schränkenden Vorschr11t in % 75 A e; 4 Sn 5$
“

aus dieser Stellung des beigeladenen die Folgerung9 daß er alle

Prozeßhandlungen selbständig vornehmen kann und die Rechtskraft—

wirkung sich auf ihn erstreckte Auch is t VCn Husen darin bei—

zutreten$ daß damit die Zueifel doer die Stellung des 3eigela-

„denen, die sion aus den früheren Vere*alt unus verichtsgesetzen er—
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„

geben — ob Nebenintervenient oder perteiähnlieh —9 gelöst sind°

Jeil er Beteili$ter ist, kann er alle Verfahrenshandlungen vor—

nehmen mit Ausnahme derjenigen‚ die eine Verfigung über den Streii_
gegehstand enthalten und deshalb dem Kläger oder Beklagten als

Hauptbeteiligtsn vorbehalten sind (Klagerücknehme, KlaglOsstellung‚

Anerkenntnis)o Mit dieser Einschränkung ist auch die Vorschrift ir

75 Abs‚ 4 Satz 1 SGGzu verstehen, daß der Beigeladene "alle
Verfahrens hendlun ngen wir lcsam vorne11men" kann? gleichgültig, ob

man den Setzt eil "innerhalb der Anträg e der anderen Beteiligten"

auch aui' Verf Mh nwh dlungen uezieht oder n1'oht (vgl hierzu

BSGC Bd03 30 157 %) denn es bedurfte keiner besonderen Bestim—

mung9 um klarzustellen, daß der Beigeladene — weil nicht Haupt—

beteiligter _ nicht Verfa hrenshendlungen mit denen über den Süxit—

gegenetand verfüg t wird vornekmcn kann„ anderers;eits läßt das
8GG alle verfahrenshandlungen ces nach 5 75 Abs ] SGG Beigela—

denen zu‚ sofern sie sich im Rahmen der Sachenträge halten und

nicht dem Rechtsstreit eine von dem im Prozeß zum Ausdruck ge—
brachten Jillen der Hauptbeteiligten abweichende Richtung geben°

Auch die Einlegung eines Rechtsmittels ist Verfahrenshandlungo

Der "bestimmte Antrag"‚ den das Revisionsverfahren nach der zwin—

genden Vorschrift des 5 164 Absc 2 Satz 1 SGG9 das Berufungsver—

fahren nach der "Soll—Vorschriftvdes @ 151 Abs„3 SGG erfordert?

ist "die Erklärung? inwieweit das Urteil angefochten und dessen

Äufhebung_beantragt werde" (so 5 554 Abs° 3 Nr° l ZPO)° Er ist

nicht mit den Sachanträgen.der Beteiligten gleichzusetzeny Wenn—

gleich einzuräumen ist? daß mit den das Revisionsverfahren bestimm

menden Antrag im Sinne des @ 164 Abso 2 Satz 1 SGG in aller Regel
auch ein Ziel in der Sache selbst zum Ausdruck gebracht wirdo

Selbst wann man'aber davon ausgehto daß die Einlegung der Revi—

sion die Stellung eines "Bache.ntrags" im Sinne des 5 75 Abso 4
Satz 2 3GG in sich schließt‚ ist damit noch nicht gesagt? daß der

einfach Beigeladene diesen Sachentrag nicht stellen darf° Viel—

mehr ergibt sich daraus nur‚ dPE Cieser Beigeladene bei der Ver—

fahrenshendlung der Revieioneci;le;ung die Beschränkung des 5 75
Abs„ 4 Satz 2 SGG gegen si h gcltcn lassen muß und nicht gpyei:

chende Sachanträge stellen darfo Er kann den Rechtsstreit in der
höheren Instanz nur in den durch die'Hauptbeteiligten gezogenen
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Grenzen weiterbetreiben und muß auch jede Verfügung der Haupt—
beteiligteh über den Strcitgegenstendfinncrhelb oder außerhalb

des Rechtsstreits
— hinnehmenp wie es seinem schwächeren Ver—

fahrensstetus entspricht„ Demnach kann 635 Recht des einfach Bei—

geladenen zur Revisionscinlegung nicht nit der Beschränkung sei-

ner Sachentragsbefugnis in }r„ge gestellt werden (so aber Pe—
ters—Sautter—Wolff9 Komme z° SGG9 29 Aufl„‚ Stand: Sept° 1958

Anm° 7a zu 5 75 £änscheinend ohne Einschränkung des Rechts des
einfach Beigeledenen zur Berufungseinlegung hingegen Anmo4 —
So III/7—l— zu @1427)0 Der Rechtsschutz des einfach Beigela—
denen:> der nöglicherweise gegen seinen Jillen durch die Beila—

dung am Verfahren beteiligt-wird (vglp @ 75 Abs° 3 3atz 2 SGG);

wäre unvollkomnen9 wenn er nicht aus eigenem Recht gegen ein Ur—

teil, das ihn wie die Hauptbeteiligten bindet (@ 141 Abs„l SGG),

Rechtsmittel einlegen könnte„ Es ist "nur eine Forderung der Ge—

rechtigkeit" (Klinger‚ Kemnr za HilRegV0 165 50 Aufl„ Anm„ F2a

zu @ 41); daß dem Beigeledenen allein wegen dieser bindenden

Wirkung des Urteils das Recht eingeräumt wird, ein Urteil anzu—
feohten9 das nach seiner Auffassung mit seinen berechtigten In—

teressen nicht in Einklang stehto In der Bindung an des nach An—

sicht des Beigeladenen unrichtige Urteil liegt auch seine Be—

schwer? die Voraussetzung für die Linlc„1ng jedes Rechtsmittels

ist (so mit Recht BVerwG Ede l 50 27 ?39 letzter Abs_if)o

Demnach ist auch die Revision des beigeladenen Arbeitsministers

als zulässig anzuseheno

2oDie Revisionen sind jedoch nicht begründet0

Nach @ 54 Abs„ 3 SGG kenn_eine Krenkcnkässe als Körperschaft des
öffentlichen Rechts mit der Klage die Aufhebung einer Anordnung
der Aufsichtsbehörde begehrcn9 wenn sie behauptet9 daß die An-

ordnung des Aufsichtsrecht überschreiten

Das Aufsichtsrecht des beklagten Versicherungsemts (@ 377 Absol

Satz 1 BVG) erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung beach—

tet werden (@ 50 Absol RVO in der Fassung des 5 8 Nr° 1 des Bun—
desversicherungsentsgeeetzee vom 90 Mai 1956 ÄfBGB1„ I Sn 4lä7)o

Zwar ist diese Vorschrift ■rst nach £rleß der angefochtenen Auf—
sichtsenordnung in Kraft getretcn„ roh ist die Beschränkung der
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Aufsichtsbehörde auf die Rechtskontrolle7 die eine Überprüfung

der Zweekmäßigkeitserwägungén der Selbstverweltungskörperschaft

ausschließt9 bereits seit Inkrafttreten des Selbstverwaltungs—

gesetzes - GSv- vom22„ Februar 1951 (BGBl„ I S0 124) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13a August 1952 (BGElOI 3° 4279

here So 6009 664) rechtens (vglc zur Rechtsentwicklung Maunz—

schreit Kommczo Selbstverwaltungsrecht Äfstand Dezember 1958_7

70 Band? Teil 3 Einführo Blol Ziff« 2)„ Dafür spricht auch 5 5

Abso 4 Satz 1 GSV? wonach der Vorsitzende des Vorstands einer
Selbetverveltungskörperscheft V3:pflichtet ist9 Beschlüsse von

Organen durch Beschwerde an die Äufsichtsbehörde zu beenstenden‚

wenn sie gegen Gesetz oder Satzung verstossenn

Der beanstandete Beschluß des Vorstands der Klägerin vom 17° De—

zember 1954 verstößt nicht gegen die Angleichungsvorschriften in

55 229 23 des Beeoldungsgesetzes für des Land Nordrhein—Westfalen

vom 9„ Juni 1954 (GVBi° f°d„ Land Nordrheinwdestfalcn s„ 162)°
Das LSG„ ist davon ausgegangen‚ daß diese Vorschriften die der
Landesaufsicht,unterstehenden Körperschaften des öffentlichen

Rechts nur verpflichteteny die Dienstbezüge und die übrigen Geld—

bczüge ihrer Beamten nach den für die Landesbeamten geltenden
Vorschriften zu regelno An diese Auslegung landesrechtlicher Vor—

schriften? deren Geltungsbereich sich niChtibér den Bezirk des
Berufungsgerichts hina.s erstreckt, ist das BSGOgebunden (5 162
Abso 2 SGG)c Da DO„— Angestellte aber nicht Beamte sind (vgl.(] BSGO

Bdo 2 So 55 256 ffgf), kann jedenfalls dem Umstand‚ daß das Land
Nordrhein—Westfalen im Jahre 1954 keine heihnechtszuwendungen für
die Landesbeamten vorgesehen hatte9 keine die Klägerin verpflich—

tende Bedeutung zuerkennt werden„

Der Vorstandsbeschluß vom 170 Dezember 1954 verletzt auch nicht
Setzungsrechto Unter diesem Gesichtspunkt war zunächst zu prüfen?

ob die Dienstordnung der Klägerin der Gewährung von veihnachts—

gratifikntionen entgegenstehto Die Dienstcrdnung ist zwar nicht

"Satzung" in dem formellen Sinn, wie die EVO (55 520 ff„) diesen
Begriff verwendete Zum Inhalt der "Satzung" gehört nicht die Re—

gelung der Dienstverhältniese der EO„— Angestellten (vglo @ 321

RVO)„ Die Bienstordnung steht neben der "Satzung"; sie entsteht
auf andere feise (vgl.° @ 346 Abs° 2 Nr„ 1 in Verbindung mit 5 355
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Absol EVO und @ 1 Abso 4 Satz 3 GSVQ) als die "Satzung" (“ 345

Abs02 Nr° 6 RVO)‚ be<ierf aber vie diese cer Genehmi5un5 des Ober—

versicherungsamts (95 355 Abso 29 324 Absol RVO)O Doch ist auch

—die Di@nstordnung als eine im Rahmen der Autonomie der Kranken«

kasse erlassene Norm "Satzun5" im Sinne des 5 30 Abs„ 1 EVO, @ 5

Abso 4 GSV° und muß von een Organen der Krankenkasse bei ihren Be—

schlüssen beachtet „crc- en (vz5L auch 5 357 Absol und 5 377 Absol

Satz 2 RVO)„

Die Dienstordnung der Klägerin ist 5953553355 Rechtn Sie beruht
auf den Erlassen des Reichs arbeite ministers vom 27a September 1940

_ Erlaß 1940 — (AN 3: II 348) und vom 40 April 1942 — Erlaß 1942 —
(AN 50 II 246); die die Versicherun5strä5er auf Grund des ihm nach

Abschno V Abs„l des “Führererlesses" über die Vereinfachung der
Verwaltung vom 280 August 1939 (BGBl„ I S° 1535) zustehenden Wei-

sun5srechts verpflichteten‚ neue Bienstordnungen nach dem in den

Erlassen enthaltenen Muster aufzustelleno Hierbei war dem Versi—

cherun5sträger ein Ermessen grundsätzlich nicht zu5eetanden° Er

durfte seine Bezeichnung in das Dienc;or «nun5s—Formular einsetzen

und hatte gegebenenfalls ne ch geneuer eisun5 der Erlasse einige

wenige %etze des Formulars? die nur bestimmte Gruppen von Versi—

cherun5strägern betrafen9 zu streicheno Die auf Grund der Erlasse

1940 und 1942 bei den Krankenk seen eingeführten Dienstordnungen

stimmten somit im wesentlichen übereinc Zwar ist die auf den er—
wähnten ”Führererleß" gestützt eis un5sbefu5nis der obersten

Reichsbehdrden mit dessen Au hebung (Art° V des Kontrollrats5eso

Nro 36 vom 10 0kcobcr 1946 1Amtsblatt Nr. 14 80 5127) und damit
auch die Verbindlichkeit äer hierauf gegründeten Dienstbefehle‚

als die sich die Lrlesse 1940 und 1942 darstellen, weggefallen

(Breckmennp Handbuch der Sozia1vers0 Stand: Juni 1958 So 164 b;

Peters‚ Hendbuc1 der Krankenversich Teil II 16° Auflo Anno 4

87351; V51„ auch Urteil des ?Q Senats in Bse„ ido6 s„ 197
42017)0 Die beste 13■d6■Dicnstordnun5en der Krankenkassen blie—
ben aber hiervon unberuhrto Nach wie vor stimmten sie überein,

und zwar nicht nur aus einem gewissen Beharrungsvermögen heraus?

sondern oifeneer auch zur Verhütung einer als untunlich erachte—

ten Rechtszcrsplitterung (V510 Lrackmann a.a°0c S. 164 c)„ Dem—

nach stimmt die Dienstordnun5 der Klägerin, die fü1 sich 5eenom—
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men nur Satzungerecht innerhalb des Bezirks des Berufungsgerichts

ist? nicht nur "rein te sächlich" (BGHZO Bdc7 5° 299) mit den in

den Bezirken änderer Derufungsgerichte geltenden Dienstordnungen

übereino Vielmehr int diese Linheitlichkeit "behußt und gewollt"
(BGHZO Bd06 So 373 13737) herbeigeführt mit dem Ziel, eine formel

zwar auf verschieüencn Rechtsquellen beruhende? in der Sache aber

übereinstimmende Ällgemeingültigkcit zu erzielen° Die damit be—

wußt erstrebtc unü erreichte 7e:cinheitlichung des Rechts recht-

fertigt es, die Dienstcrdnung der Klägerin als eine "sonstige im

Bezirke des Berufungsgerichte geltende Vorschrift? deren Geltungs—

bereich sich über den Bezirk nes Berufungsgerichts hinaus er—
streckt"9 anzusehen (vglo außer der schon zitierten Entscheidung

BGHZO Bao 6 So 373 auch BGHZo Bdo 4 So 219, RGZ° Bd„ 154 So 135
£i517 und OGH Broz° in NJW„ 1948 So 546 Nr° 5)° Nur eine solche

Auslegung des @ 162 Abeo 2 SGGwird dem auch dieser Vorschrift

zugrunde liegenden Gedanken gerecht, eine einheitliche Recht-

sprechung zu sichern (vglo auch @ 43 SGG)„

Der Revision ist darin beizupflichten‚ daß die Dienstordnung der

Klägerin keine Beetimmungen über Üeihnachtsgratifikationén ent—

hält; sie einä weder vorgesehen noch untersagt° Jeihnachtsgra—

tifikationen gehören nicht zu den "Dienstbezügen" im Sinne des

5 3 Abs„ 3 der Lienstordnungo Dieser — in der Geeetzessprache

nicht immer eindeutige
— Begriff umfaßt hier, wie der Zusammen—

hang ergibt7 nur nie laufenden Bezügeo Die in € 3 Abso 3 der

Dienstordnung vorgesehene "Anrechnung von Sechleistungen (”oh—

nung9 Licht9 Heizung u„ dglo) auf die Iiicnetbezüge" kommt nur
bei laufenden Bezü:en in Betrechio Vor allem aber wären die Be—

stimmungen in 5 6 Nro ? und 10 der Dienstordnung, in denen die

Leistungen fürsorgerischer Art und Vergütungen für Reise— und

Umzugskosten geregelt sind, überflüssig, wenn der in 5 5 ver—

wandte Begriff "Eienetbczüge" in weiteren Sinne verstanden und

auf einmalige bezügc ausgedehnt wurde;—o Ebeneowenig fallen die

Jeihnachtsgratifikationen unter eine der Vorschriften9 auf die

5 6 der Dienstcrdnung verweistc Insbesondere können sie nicht

_ 11 _
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— woran noch am ehesten zu
denken wäre — als Leistungen der

"Fürsorge" (@ 6 Ira 7 der Die1stordnung) angesehen werden;
denn den Weihnachtsgratifikationen fehlt das besondere Merk—

mal eines gewissen Hotstends‚ der in dieser Bedtinmung voraus—

gesetzt ist? wie die hier aufgeführten Beispiele ("Unfallfürsor—

ge‚ Beihilfen, Unterstützungcn") zeigen„

In Ermengelung einer ausdrücklichen Regelung der Jeihnachtsgra—

tifikationen durch die Die;stordnung kann auch nicht auf eine

umfassende Verweisung des Inhalts zurückgegriffen werden, daß-

sich die Bezüge der EGO—Angestellten schlechthin nach den "je—

weiligen Vorschriften für heishsbesnte" (so 55 3 und 6 der Dienst—

ordnung) — bzvro nach Inkrafttreten des Grundgesetzes: "Landes—
beamte"„ wie des LSG° annimmt — richten° Zwar gehen die Erlasse

von 1940 und 19429 die zur Einführung der Diensterönünc der Klä—

gerin geführt haben? noch davon aus, die Reehtsverhältnisse der

DOG—Angestellten seien weitgehend dem Beamtenrecht anzugleichen9
"um schon jetzt eine der in der Sechzehnten Äufbeuverordnung vom

90 Juni 1958 (RGBlÖ I SD 622) vorgesehenen Rechtslage möglichst

nahekommende Regelung zu treffen" (Erlrß 1940 in ANO 30 II 348)„

lndessen zeigt auch diese Begründung zur.£inführuhg einer Muster—

noch deutlicher der Erleß des Reichserbeitsmi—Dienstordnung

nisters vom 8„ Januar 1940 (AN„ 3„ II 14) — zu Genägc‚ daß die
mit der Sechzehnten Äufbuuverordnung eingeleitete Entwicklung

mit dem Ziel, die DOn— Angestellten zu Beamten zu machen9 zum
Stillstand gekommen war und des DOC—Dienstverhältnis nur noch
"weitgehend"? aber nicht mehr vollständig an das beamtenrecht

angepaßt werden sollte (vglo zur geschichtlichen Entwicklung

BSGo Bd° 2 So 53 L59 f;7 )° Jas nun im einzelnen beim Dienstver-
hältnis der DOO=Angcstcllten — abgesehen von den "Dienstbezügen" —
dem Beamtenrecht engeglichen werden sollte‚ ist in £ 6 der Dienst—

ordnung unter der Überschrift "Anpassung an des beamtenrecht"

enumerativ eufgezählt■ Nur die hier genannten Bezüge können da-

her nach der Systemetik dor Dienetordnung als durch Verweisung

auf das Beamtenrecht geregelt angesehen werden„ Da die ■eihnachts—

gratifikstioncn aber, wie schon dargelegt, in keine der in 5 6 der

Dienstordnung aufgefüh1ten Eellgruppen einzuordnen sind, gilt für

sie die Verneisung auf das Beamtenrecht nichts

_ 12 _
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Andererseits kann der Dienstordnung auch kein Verbot der Gewäh—

rung von Weihnachtsgretifi :etionen entnomme11 werden. Zwar bringt

der Erle B 1942 (se S° II 246) zu 5 14 der Dienstordnung zum
Ausdruck9 mit der Angleichung an des Fecht der Beamten auf Lebens—

zeit sei utao auch des den Bediensteten bisher zustehende Recht

auf “eibnechtegretiiikstionen veggefellen„ Zutreffend ist aber

deS LÖG‚ (insoweit Siebeck in EOKO1957 3° 461 £Ä617 folgend)
davon ausgegangen, daß die Erlasse 1940 und 1942 Dienstbefehle

zur Einführung neuen Satzungsrechts und keine Rechtsnormen wa—

ren (vglc für einen ähnlichen Sachverhalt BSG„ Ede 6 30 197
1201?)„ Selbst wenn man sie aber mit Peters (Handbuch der KV„

160 Auflo Anm.o 4 zu 5 351) zur Auslegung des demels auf der Grund—

lage der Muster—Bienstordnung geschaffenen Satzungsrechts heran—

zieht9 so kann die Äußerung des Reichsarbeitsministers zu © 14 '
der Dienstordnung allenfalls die Auffassung unterstützen, die

Dienstordnung gewähre den DO„—Angestellten weder unmittelbar noch

über die Besitzstandsklausel des % 14 einen Anspruch auf Weih—

nachtsgrstifikation„ Damit wird aber nicht die Frage berührt, ob

eine Krankenkasse - ohne Verpflichtung durch die Biene tordnung—

ihren DO —Anées tellten we1hnaertogratiiikutionen bewilligen darfo

Ist somit festzustellen‚ daß die Dienstordnung der Klägerin weder

in dem einen noch d 5 anderen Sinn eine Regelung über die Gewäh—

rung von Weihnachtsgratifikationen getrof en hat‚ so hängt die
Entscheidung des Rechtsstreits letztlich davon ab, ob die Klä—

gerin nach den zwingenden Bestimmungen der BVG über die Besol—

dung der DOG—Angestellten daran gehindert war, für das Jahr 1954

die Gewährung von Weihnachtsgratifikationen an Doc—Angestellte

auch ohne Ermächtigung in der Dienetordnung zu beschließen„ Das

ist zu verneinen° Entgegen der Auffassung des LSG° stellt die
Diensterdhung keine erschöpfende und ausschließliche Regelung

für die Rechtsverhä tnisse der DOG—Angestellten dern Das ergibt
sich schon da eus‚ daß wesentliche Umstände des Dienstverhält—

nisses eines DO„—Angestellten durch den schriftlichen Anstel—

lungsvertrag (5 554 Absol.RVO) geregelt werden müssen (vgl° @2

Abeo4 Satz 2 der Eienstordnung9 der sle regelungsbedürftige Punk»(\
@te des Dienetvertrags auffthrt: 3:g r$nstellung‚ Dienstbe—

zeichnung? Beeoldungsgruppe und
ECSOlÄdungsdienstalter)

Aber auch
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bei Beschränkung auf die Frage der Bezüge der 30 —Angestellten

komrat der Dienetorah nung keine AU‘“ChllP lichkeit zuo In dieser

Hinsicht schreibt die PVO unter dem Gesichtspunkt; daß die Dienst—
T‘

ordnung die Rechts— und die allgemeinen ic nstverhältnisse der
"»

Angestellten zu regeln hat (3 352 RVG) allein die Aufstellung

5 :‚l Satz 1 BVD)@ Ein Besol-‘

eines ue‚olduisspl“ns vor (@ 3 3 An

dungsplan kann aber, wie sch n der Begriff ergibt, nur die re—

gelmäßigen Bezüge be„reffen (Ietcrs a„aoO„7 Anno zu @ 353 So 512)o

Hiernach wäre es der Kranke„kesse nur vorne hrt, ihren DO„—Ange—

stellten — ohne entsprechende lestimnung im 53s ol.dungsplan der

Dienstordnung — durch Beschluß Heihnaehts5re tifilcetionen als re—
gelmäßig wiede11;ehrende Lezüge zuzusageng die auch in der Recht—

sprechung des Re chevers ici e1un sants enerkennt ist (&qu0 Bdo3l

So 287)? steht &mit € 555 EVO der Bewilligung von Weihnachtsgra—

tifikationen‚ die nur für ein Jahr zugesagt werden, nicht entge—

geno

Allerdings ist nicht zu verkennen? daß die Aufgabe des Oberver—

sicherungsernts9 bei der Genehmigung der Dienstordnung auch zu

prüfen, ob die Besoldung der Angestellten in euffälligem Mißver—

‚
hältnis zu ihren Aui.geben steht (@ 355 Äbs„ 2 Satz 2 EVO)? unter

Umständen durch eine nißbräuchliche Praxis bei der Gewährung von
Neihnachtsgratifikstionen ni ht sachgerecht erfüllt werden könnteo

Im vorliegenden 3t1eitiall he.ndelt es sich jedoch bei dem bean—

standeten Beschluß des Kessenvorstunds v-3m 17 Dezember 1954 um

eine nur für ein bestimmtes Jahr b—willigte‚ sich auch der Höhe

nach im Rahmen des Üblichen haltende Gewährung einer Äeihnachts—

gratifikation e s Mitteln, die von der Vertreterversammlung für
diesen Zweck be1ei tgestel lt wereno Nach alledem war die klagende

Krankenkasse ni cht durch 9 353 Absol in Verbindung mit 9 355 Abso2
Satz 2 EVO daran gehindert den Beschluß über im Jahre 1954 zu

gewährende Je1hn_cn*sfr■tiiinat1onen auch ohne entsprechende Er—

mächtigung in der Dienstordnung zu fassen°

Der Vorstand der klagenden Krankenkasse war somit pgggghjigti
den beanstandeten Beschluß vom 170 Dezember 1954 zu fassen und

durchzuführen„ Keiner Entscheidung bedarfte es‚ ob die Klägerin
gegenüber allen oder einzelnen EGO—Angestellten XE!EÄÄÄEEÄ£Ä war?
Ne1hnachtsvrat1f1k„uioncn zu gewähren — etwa weil durch wieder—
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holte vorbehaltloee Zahlung solcher Gratifiketionen ein Rechtsan—

spruch auf künftige Gewährung von ■eihnachtsgratifikationen ent—

standen war‚ wie er in 5 l Abs‚l der Verordnung über die Gewährung

von Jeihnachtezuwendungen im öffentlichen Dienst und an Soldaten

der ‘ehrmecht vom 160 Dezember l959 (RGBl„I 30 2425) vorgesehen

ist (vglc hierzu Entsch° d„ Hundesarbeitsgerichts vom 3040195? in

APC Nrc 6 zu @ 611 BGB — Gretifiketion)a Es genügt hier — ohne
Rücksicht auf snl*Le möglicherweise bestehende Verpflichtungen aus

dem bürgerlichen Dienstverhältnis — festzustellen, daß der vom Ver—

sicherungsgmt beanstenöete Beschluß des Vorstandes der klagenden

Ortskrenkenkasee vum 170 Dezember 1954 nicht gegen Geeetz und Sat—

zung verstößto Zutreffend het dere; ins LOGO die angefochtene Auf—

sichteanordnung des beklagten Y<1$iéherungsents ale rechtswidrig

aufgehobeno Die Revisionen eine somit zurückzuweiseno

Die Koetenentscheidung beruht auf 3 193 Absol und 4 SGGO
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